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Organisation und Ausrichtung des alljährlich zu vergebenden Preises der Europäischen Union für zeitgenössische Popularmusik: The European Border Breakers Awards
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1. EINLEITUNG
Das Programm Kultur
 ist ein auf mehrere Jahre angelegtes Programm für Maßnahmen der Gemeinschaft im kulturellen Bereich, das Kulturschaffenden aller Sektoren (nicht-audiovisueller Bereich) und Kategorien offen steht.

Dieses Programm beruht auf Artikel 151 EG-Vertrag, der vorsieht, dass die Gemeinschaft einen Beitrag zur Entfaltung der Kulturen der Mitgliedstaaten unter Wahrung ihrer nationalen und regionalen Vielfalt sowie gleichzeitiger Hervorhebung des gemeinsamen kulturellen Erbes leistet.
Allgemeines Ziel des Programms ist die Förderung des allen Europäern gemeinsamen und auf einem gemeinsamen kulturellen Erbe beruhenden Kulturraums. Hierzu muss die kulturelle Zusammenarbeit zwischen Kulturschaffenden, Kulturakteuren und kulturellen Einrichtungen aller am Programm teilnehmenden Länder gefördert werden, damit das Bewusstsein für eine EU-Bürgerschaft gestärkt wird.
Das Programm Kultur umfasst drei spezifische Ziele:
- Förderung der transnationalen Mobilität der Kulturakteure (Mobilität im Hinblick auf die Schaffung gemeinsamer Projekte der beteiligten Partner);
- Förderung grenzüberschreitender Weitergabe künstlerischer und kultureller Werke und Produkte (die Mobilität kultureller Werke umfasst materielle wie immaterielle Kunstwerke);
- Förderung des interkulturellen Dialogs (als Austausch auf der Grundlage der Offenheit und Gleichstellung zwischen den Kulturen führt der interkulturelle Dialog zu gegenseitiger Bereicherung und Suche nach gemeinsamen Werten und Sichtweisen. Außerdem kann er eine wichtige Rolle insbesondere für die Integration der neuen europäischen EU-Bürger unterschiedlicher kultureller Abstammung spielen.)
Diese spezifischen Ziele sollen in erster Linie dazu beitragen, den gemeinsamen Raum der Kultur für die Menschen in Europa Wirklichkeit werden zu lassen, das Gefühl der Zugehörigkeit zu stärken und auch im kulturellen Sinn eine EU-Bürgerschaft zu schaffen. Weiter soll auch die Rolle der „europäischen Kultur“ in der Welt gestärkt werden (etwa durch den Export von Projekten/Kunstwerken in andere Kontinente oder durch den kulturellen Dialog mit anderen Kontinenten).

Das neue Programm Kultur geht über einen rein sektoralen Ansatz (wie bei den Kulturprogrammen der früheren Generationen) hinaus und verfolgt ein interdisziplinäres Konzept. Dabei soll eine verstärkte Kooperation zwischen den Kulturakteuren gefördert werden, indem verschiedene Arten von Kooperationsprojekten zwischen unterschiedlichen Sektoren angeregt werden. Das aktuelle Programm steht allen nicht-audiovisuell arbeitenden Kultur​sektoren und -akteuren einschließlich Unternehmen im Kulturbereich offen, soweit diese in einer nicht auf Erwerb ausgerichteten Funktion tätig sind.
2. ZIELE DER AUFFORDERUNG
2.1 Allgemeines Ziel

Moderne Musik ist Teil der kulturellen Identität Europas und ein ausgesprochen wichtiger Wirtschaftsfaktor. Zeitgenössische Popularmusik wird vom nationalen Publikum geschätzt, das nationale Künstler hört und diese durch den Kauf von Tonträgern und den Besuch von Konzerten unterstützt. Für aufstrebende Talente ist es jedoch schwierig, ein Publikum außerhalb ihres Heimatlandes anzusprechen und in anderen Mitgliedstaaten Verkaufserfolge zu erzielen. Mit den European Border Breakers Awards werden Künstler ausgezeichnet, denen es gelingt, mit ihrem Debütalbum außerhalb des Landes, in dem dieses produziert wurde, ein großes Publikum zu erreichen. 

Die European Border Breakers Awards machen auf diese Künstler, ihre Texter, Komponisten und Produzenten aufmerksam und demonstrieren so, dass grenzübergreifende Erfolge auf dem Gebiet der zeitgenössischen Popularmusik in Europa möglich sind. Gleichzeitig wird dadurch die große kulturelle Vielfalt Europas unterstrichen.

Diese Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen ist dem Aktionsbereich 1.3 („Sondermaßnahmen“) des Programms Kultur zuzuordnen. Ihr Hauptziel ist die Auswahl einer Einrichtung, die im Jahr 2010 die Preisträger ermittelt, die Preisverleihung organisiert und ausrichtet und die Bekanntmachung der European Border Breakers Awards übernimmt. Mit ausdrücklicher Zustimmung der Europäischen Kommission könnte diese Einrichtung dann von Jahr zu Jahr die Preisverleihungen bis 2013 übernehmen.
2.2 Spezifische Ziele
Die im Rahmen dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen ausgewählte Einrichtung muss in der Lage sein, folgende Aufgaben zu erfüllen:

(A) Erarbeitung eines Auswahlmechanismus’ für europäische Künstler/Gruppen im Bereich der zeitgenössischen Popularmusik, die ihr Debütalbum auf dem europäischen Markt veröffentlicht haben und außerhalb des Landes, in dem das Album produziert wurde, bemerkenswerte Platzierungen in den Charts erzielen konnten. Dabei sind die unten dargelegten Aspekte zu berücksichtigen.

(B) Ausrichtung einer angemessenen Veranstaltung für die Preisverleihung. Bei dieser Veranstaltung soll auf den grenzüberschreitenden Erfolg der Künstler hingewiesen, die Musik der Künstler gespielt, ein breit gefächertes, vielschichtiges Publikum angesprochen und die europäische Dimension hervorgehoben werden.

Im Einzelnen ist Folgendes vorgesehen:
Der Auswahlmechanismus sollte zumindest folgende Aspekte berücksichtigen: 

· Veröffentlichung des Debütalbums des Künstlers/der Gruppe auf dem europäischen Markt im entsprechenden Zeitraum;

· Erzielung einer bemerkenswerten Platzierung in den Charts außerhalb des Landes, in dem das Album produziert wurde, während des entsprechenden Zeitraums;

· Künstler/Gruppen müssen in einem der Mitgliedstaaten angesiedelt sein, die am Programm „Kultur“ teilnehmen (siehe Abschnitt 5.2 „Infrage kommende Länder“’);

· Darüber hinaus sollte die Fähigkeit des Künstlers/der Gruppe, live aufzutreten und Konzertreisen zu unternehmen (in andere Länder als das Land der Produktion des Albums) bewertet werden;

· Die ausrichtende Einrichtung stellt sicher, dass Künstler, Werk, Texte, Auftritt und Werbung die qualitativen Ziele des Programms „Kultur“ und die im EU-Vertrag verankerten Werte reflektieren.
Den ausgewählten Künstlern/Gruppen und den Kreativteams wird anlässlich einer öffentlich zugänglichen Veranstaltung mit hoher Medienpräsenz, die sich an ein breit gefächertes europäisches Publikum richtet, eine Auszeichnung verliehen. 

- Der Preis selbst sollte von einem europäischen Künstler entworfen werden und die herausragende Qualität europäischer Kunst und Designleistungen hervorheben.

Alle Aktivitäten und Erfolge im Zusammenhang mit der Ausrichtung und Verleihung des Preises sind der Öffentlichkeit so wirksam wie möglich zu kommunizieren – beispielsweise durch Veröffentlichungen, Plakate, Presseartikel sowie Radio- und Fernsehinterviews. Im Hinblick auf eine Fernsehübertragung der Preisverleihung wird einer Einrichtung, die über eine starke Partnerschaft mit einem oder mehreren Fernsehsendern verfügt, der Vorzug gegeben. Idealerweise wird die Verleihungsveranstaltung live übertragen und/oder eine Fernseh-/Internet​dokumentation erstellt. Der Veranstalter ist gehalten, Namen und Emblem der Europäischen Kommission sichtbar in allen Veröffentlichungen, Aushängen, Programmen und anderen Produkten aufzuführen, die durch Finanzhilfen der Gemeinschaft zustande gekommen sind (siehe auch Abschnitt 12).
Die Europäische Kommission ist eng in die Verleihungsveranstaltung einzubinden und sollte darin eine sichtbare Rolle übernehmen.

3. ZEITPLAN UND FÖRDERZEITRAUM
Im Rahmen des Programms „Kultur“ soll mit der vorliegenden Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen die Ausrichtung von Veranstaltungen zur jährlichen Verleihung von Preisen für zeitgenössische Popularmusik ab 2010 gefördert werden.
Der erfolgreiche Antragsteller wird die Organisation des EU-Preiswettbewerbs 2010 übernehmen. Mit ausdrücklicher Zustimmung der Kommission, die sich auf die Bewertung der effizienten Vorbereitung und Ausrichtung des jeweils vorangehenden Preiswettbewerbs stützt, könnte er auch mit den folgenden Preisverleihungen (bis 2013) beauftragt werden.
Bewerbungen um die Organisation der Preisverleihung 2010 müssen der Kommission spätestens am 15. Oktober 2008 zugehen (bitte lesen Sie zum Thema Modalitäten der Einreichung der Bewerbung aufmerksam Abschnitt 14.3 dieser Aufforderung).

Die zu kofinanzierende Maßnahme für die Ausrichtung der Preisverleihung 2010 muss spätestens am 1. März 2009 anlaufen. Der Förderzeitraum beginnt am Tag der Unterzeichnung der Vereinbarung durch die Europäische Kommission. Sofern der Begünstigte nachweisen kann, dass der Beginn der Maßnahme vor der Unterzeichnung der Vereinbarung notwendig war, so können auch vor der Unterzeichnung der Vereinbarung angefallene Ausgaben genehmigt werden. Der Beginn des Förderzeitraums kann auf keinen Fall vor dem Zeitpunkt der Antragstellung liegen.
 Vor dem 1. Januar 2009 angefallene Kosten werden nicht berücksichtigt.

Jede Gemeinschaftsvereinbarung umfasst einen Förderzeitraum von höchstens 12 Monaten. Stellt der Begünstigte jedoch nach Unterzeichnung der Vereinbarung und nach Beginn des Projekts fest, dass es aus stichhaltigen Gründen, auf die er keinen Einfluss hat, unmöglich wird, das Projekt im vorgesehenen Zeitraum abzuschließen, so kann eine Verlängerung des Förder​zeitraums gewährt werden. Eine Verlängerung von höchstens drei zusätzlichen Monaten wird gewährt, wenn sie innerhalb der in der Vereinbarung angegebenen Fristen schriftlich beantragt wird. Die Höchstlaufzeit beträgt damit dann 15 Monate.
Die Antragsteller werden voraussichtlich im März 2009 über den Ausgang des Auswahlverfahrens informiert.
Es ist geplant, dass der Empfänger seinen Vertrag spätestens im März 2009 zur Unterzeichnung erhält.
4. VERFÜGBARE MITTEL
Im Rahmen dieser Maßnahme stehen insgesamt Haushaltsmittel in Höhe von maximal 360 000 EUR für die Vorbereitung und Ausrichtung jeder einzelnen jährlichen Preisverleihung zur Verfügung. Der finanzielle Beitrag der Kommission darf 60 % der vom ausgewählten Antragsteller veranschlagten gesamten förderfähigen Kosten für die Vorbereitung und Durchführung der jährlichen Preisverleihung nicht übersteigen.

Die Gemeinschaftsunterstützung wird unter dem Vorbehalt gewährt, dass die administrativen und finanziellen Verfahren ordnungsgemäß abgewickelt werden.
Die hier genannten Beträge gelten vorbehaltlich der Bereitstellung der nötigen Mittel durch die Haushaltsbehörde.
Die Europäische Kommission behält sich das Recht vor, nicht alle verfügbaren Mittel auszuschütten. 
5. FÖRDERKRITERIEN
Die Anträge, die die nachstehenden Kriterien erfüllen, werden einer ausführlicheren Bewertung unterzogen.

5.1 Förderfähige Einrichtungen

Diese Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen steht öffentlichen oder privaten Einrichtungen mit eigener Rechtsform offen, die hauptsächlich im Bereich zeitgenössische Popularmusik tätig sind und nachweislich über eine mindestens zweijährige Erfahrung in der Organisation einschlägiger Aktivitäten und Veranstaltungen in diesem Sektor auf europäischer Ebene verfügen. 

5.1.1 Rechtspersönlichkeit

Um seine Existenz als juristische Person nachzuweisen, muss der Antragsteller folgende Unterlagen vorlegen:


Privatunternehmen, Vereinigungen usw.:
· ordnungsgemäß ausgefülltes und unterzeichnetes Formular „Finanzangaben“;
· Auszug aus dem Handelsregister bzw. amtliche Eintragung sowie Kopie des Dokuments, aus dem hervorgeht, ob der Antragsteller mehrwertsteuerpflichtig ist (in manchen Ländern ist die Handelsregisternummer mit der USt-Id.-Nr. identisch; in diesen Fällen ist nur eines dieser Dokumente erforderlich). 

Öffentlich-rechtliche Einrichtung:
· ordnungsgemäß ausgefülltes und unterzeichnetes Formular „Finanzangaben“;
· offizielle Entscheidung oder ein anderes amtliches Dokument zur Gründung der Einrichtung.
5.2 Infrage kommende Länder

Zulässig sind Anträge von Einrichtungen mit Rechtspersönlichkeit und Sitz in einem der nachfolgenden Länder:
- den 27 Mitgliedstaaten der Europäischen Union (Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich, Zypern);
- den drei übrigen EWR-Staaten: Norwegen, Island, Liechtenstein;
- den EU-Kandidatenländern: Türkei, Kroatien, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien;
- Serbien.
5.3 Zulässige Vorschläge

Es werden nur Vorschläge berücksichtigt, die unter Verwendung des vollständig ausgefüllten und unterzeichneten (Originalunterschriften erforderlich) amtlichen Antragsformblatts eingereicht werden und innerhalb der angegebenen Fristen eingehen.
Dem Antrag sind ein offizielles Schreiben der antragstellenden Einrichtung, die Nachweise für die finanzielle und fachliche Leistungsfähigkeit sowie alle anderen im Antragsformular geforderten Unterlagen beizufügen.
Der Antrag muss einen Finanzplan enthalten, in dem Einnahmen und Ausgaben ausgeglichen sind, wobei der Höchstsatz von 60 % für die gemeinschaftliche Kofinanzierung nicht überschritten werden darf.

Der Antrag muss klare und präzise Zielsetzungen beinhalten. Der für die Durchführung veranschlagte Zeitraum muss realistisch sein und darf die im Rahmen der vorliegenden Aufforderung vorgesehene Dauer nicht überschreiten. Im Antrag sind Beginn und Ende jeder Aktion genau anzugeben. 

Alle anderen Bedingungen in Abschnitt 14 dieser Aufforderung müssen ebenfalls erfüllt sein.
Nicht berücksichtigt werden:
-
Anträge, die von natürlichen Personen eingereicht werden,
-
Anträge für dieselbe Aktion, die im Rahmen eines anderen Gemeinschaftsprogramms bezuschusst werden.
6. AUSSCHLUSSKRITERIEN
Der Antragsteller muss bestätigen, dass keiner der in den Artikeln 93 Absatz 1, 94 und 96 Absatz 2 Buchstabe a der Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaf​ten (geänderte Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002) des Rates dargelegten und nachstehend aufgeführten Fälle auf ihn zutrifft.
Von der Teilnahme an der vorliegenden Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen ausgeschlossen werden Antragsteller,
a)
die sich im Konkursverfahren, in Liquidation oder im gerichtlichen Vergleichsverfahren befinden, eine Vereinbarung mit ihren Gläubigern getroffen haben oder ihre gewerbliche Tätigkeit eingestellt haben oder Gegenstand von Verfahren zu solchen Problemen sind oder sich aufgrund eines in den einzelstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgesehenen gleichartigen Verfahrens in einer vergleichbaren Lage befinden;
b)
die aufgrund eines rechtskräftigen Urteils aus Gründen bestraft worden sind, welche ihre berufliche Zuverlässigkeit in Frage stellen,
c)
die im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit eine schwere Verfehlung begangen haben, welche vom Auftraggeber nachweislich festgestellt wurde;
d)
die ihrer Pflicht zur Entrichtung von Sozialversicherungsbeiträgen, Steuern oder sonstigen Abgaben nach den Rechtsvorschriften des Landes ihrer Ansässigkeit bzw. Niederlassung, des Landes des öffentlichen Auftraggebers oder des Landes der Auftragserfüllung nicht nachgekommen sind;
e)
die rechtskräftig wegen Betrug, Korruption, Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung oder einer anderen gegen die finanziellen Interessen der Gemeinschaften gerichteten Handlung verurteilt worden sind;
f)
gegen die eine verwaltungsrechtliche Sanktion gemäß Artikel 96 Abs. 1 der Haushaltsordnung verhängt worden ist (geänderte Verordnung Nr. 1605/2002 des Rates vom 25.06.02)
Keine Finanzhilfe können Antragsteller erhalten, die zum Zeitpunkt des Verfahrens der Finanzhilfevergabe
(a)
sich in einem Interessenkonflikt befinden;
(b)
im Zuge der Mitteilung der von der Vergabestelle für die Teilnahme an der Vergabe von Finanzhilfen verlangten Auskünfte falsche Erklärungen abgegeben oder die verlangten Auskünfte nicht erteilt haben;
(c)
sich im Rahmen der Vergabe von Finanzhilfen in einer der Ausschlusssituationen gemäß Artikel 93 Absatz 1 der Haushaltsordnung befinden
und von einer Sanktion betroffen sind, die im Ausschluss für eine Höchstdauer von zehn Jahren von aus dem Haushalt finanzierten Verträgen und Finanzhilfen besteht.
Gemäß den Artikeln 93 bis 96 der Haushaltsordnung können gegenüber Antragstellern, die sich falscher Erklärungen schuldig gemacht oder offensichtlich gegen ihre vertraglichen Verpflichtungen im Rahmen eines früheren Vergabeverfahrens verstoßen haben, verwaltungs​rechtliche oder finanzielle Sanktionen verhängt werden.
Zur Einhaltung dieser Bestimmungen muss der Antragsteller eine ehrenwörtliche Erklärung abgeben, in der er bestätigt, dass er sich nicht in einer der in den Artikeln 93 Absatz 1 und 94 der Haushaltsordnung genannten Situationen befindet.

7. AUSWAHLKRITERIEN
Anhand der Auswahlkriterien wird die Fähigkeit des Antragstellers beurteilt, die vorgeschlagene Maßnahme vollständig durchzuführen.
Der Antragsteller muss über stabile und ausreichende Finanzierungsquellen verfügen, damit er seine Tätigkeit während der Dauer der Durchführung der Maßnahme aufrechterhalten und sich an ihrer Finanzierung beteiligen kann. Er muss über die für die Durchführung der vorgeschlagenen Maßnahme bzw. des vorgeschlagenen Arbeitsprogramms nötigen Fachkenntnisse und beruflichen Qualifikationen verfügen.

Der Antragsteller muss eine ausgefüllte und unterzeichnete ehrenwörtliche Erklärung abgeben, aus der hervorgeht, dass er über die finanzielle und operative Leistungsfähigkeit zur Durchführung der vorgeschlagenen Maßnahmen verfügt.

7.1 Operative Leistungsfähigkeit

Für die Bewertung der operativen Leistungsfähigkeit muss der Antragsteller zusammen mit dem Antrag folgende Unterlagen vorlegen:
- Lebensläufe der Person(en), die für die Ausrichtung der Verleihungsveranstaltung zuständig sind, mit Angabe des beruflichen Werdegangs;

- einen Tätigkeitsbericht mit insbesondere einer Liste der vom Antragsteller und gegebenenfalls von den Partnern bereits durchgeführten Projekte aus dem Bereich dieser Aufforderung.

7.2 Finanzielle Leistungsfähigkeit
Zur Bewertung der finanziellen Leistungsfähigkeit muss der Antragsteller zusammen mit dem Antrag folgende Unterlagen vorlegen:
- Gewinn- und Verlustrechnungen sowie Jahresabschlüsse der letzten zwei abgeschlossenen Geschäftsjahre;
- das vom Antragsteller ausgefüllte und von der Bank bestätigte Formular „Finanzangaben“ (Originalunterschriften erforderlich).
Bei natürlichen Personen, die ein Stipendium erhalten, sowie öffentlichen Einrichtungen und internationalen Organisationen unter öffentlichem Recht entfällt die Überprüfung der finanziellen Leistungsfähigkeit.

Anmerkung: Kommt die Kommission aufgrund der vorgelegten Dokumente zu dem Schluss, dass die finanzielle Leistungsfähigkeit nicht nachgewiesen wurde oder nicht ausreicht, kann sie:
· den Antrag ablehnen;
· weitere Auskünfte verlangen;
· eine Sicherheit fordern (siehe Abschnitt 10.3);
· eine Finanzhilfevereinbarung ohne Vorauszahlung anbieten.
8. VERGABEKRITERIEN
Die zulässigen Anträge werden anhand der nachstehenden Kriterien beurteilt:
A.
Übereinstimmung mit den in Abschnitt 2 genannten Zielen (0-8 Punkte)
· Art und Angemessenheit der Partnerschaften mit dem Musiksektor und Erfahrung in diesem Bereich;

· Art und Angemessenheit der Mechanismen zur Auswahl von Künstlern/Gruppen, die ausgezeichnet werden, auf der Grundlage quantitativer Kriterien und des in Abschnitt 2 beschriebenen Verfahrens;

· Angemessenheit des Konzepts für die Preisverleihungsveranstaltung.
B.
Mobilisierungsfähigkeit im Bereich europäische zeitgenössische Popular​musik auf europäischer Ebene (0-5 Punkte)
· Nachweis der Fähigkeit der Einrichtung, den europäischen zeitgenössischen Popularmusiksektor effektiv zu mobilisieren und insgesamt einzubeziehen (Komponisten, Texter, Musiker, Produzenten, Vertriebsunternehmen, Musikkritiker usw.). 

C.
Projektmanagement (0-5 Punkte)
· Fähigkeit zur Organisation, Koordinierung und Durchführung der verschiedenen Aspekte der Preisverleihung, insbesondere des Auswahlprozesses in Übereinstimmung mit den Zielen der vorliegenden Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen;
· Qualität des Arbeitsplans und der Planung einschließlich der Entscheidungsstrukturen und der Organisation von Partnerschaften mit dem europäischen zeitgenössischen Popularmusiksektor;
· Zweckmäßigkeit der Mittelausstattung im Hinblick auf die geplanten Aktivitäten.
D.
Kommunikationsplan und Öffentlichkeitswirkung (0-7 Punkte)
Das Ausmaß der Öffentlichkeitswirkung, der Verbreitung und der Nutzung der geplanten Aktivitäten wird anhand nachstehender Kriterien bewertet:
· Fähigkeit zur professionellen, öffentlichkeitswirksamen Ausrichtung der Verleihungsveranstaltung;

· Förderung der geplanten Maßnahmen insbesondere durch Nutzung verschiedener Medien (Internet, Broschüren, Printmedien, Hörfunk, Fernsehen usw.) zur Werbung für die Maßnahme bei den EU-Bürgern wie in Abschnitt 2 beschrieben;
· Sichtbarkeit der Europäischen Kommission in den verschiedenen Werbemedien und bei der Preisverleihungsveranstaltung;
· Relevanz und Qualität des „Medienplans“ in Bezug auf die geplanten Aktivitäten und das Zielpublikum;
· Anzahl der Personen, die (direkt oder indirekt) durch die geplanten Aktivitäten erreicht werden (Zielgruppe, Besucher, Anzahl der Teilnehmer, der Leser usw.).
9. BEWERTUNG DER BEWERBUNGEN UND VERGABE 

Die Projekte werden von einem internen Bewertungsausschuss der Europäischen Kommission bewertet. Die Projekte mit einer Punktezahl von mindestens 6 unter Kriterium A und einer Gesamtpunktezahl von mindestens 18 werden nach Rangfolge in einer Liste eingestuft. Anhand dieser Liste beschließt die Kommission über die Vergabe der Finanzhilfe.
10. FINANZIELLE BEDINGUNGEN
Mit der Bewilligung eines Antrags verpflichtet sich die Kommission nicht, eine finanzielle Unterstützung in der von der begünstigten Organisation beantragten Höhe zu gewähren. Die Gewährung einer Finanzhilfe begründet keinen Anspruch für die nachfolgenden Jahre.
Die Finanzhilfe der Kommission übersteigt keinesfalls 60 % der gesamten förderfähigen Ausgaben.
Die Finanzhilfe der Gemeinschaft ist gedacht als Anreiz zur Verwirklichung von Projekten, die ohne die finanzielle Unterstützung durch die Gemeinschaft nicht durchgeführt werden können, und sie beruht auf dem Grundsatz der Kofinanzierung. Sie ergänzt den finanziellen Eigenbeitrag des Antragstellers und/oder nationale, regionale oder private Unterstützung, die der Antragsteller von anderer Seite erhält.
Der gewährte Betrag darf nicht über dem beantragten Betrag liegen.
Der Finanzhilfeantrag muss einen detaillierten Finanzplan enthalten, in dem sämtliche Beträge in Euro anzugeben sind. Antragsteller aus Ländern, die nicht zur Eurozone gehören, müssen die Umrechnungskurse verwenden, die zum Datum der Veröffentlichung dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen im Amtsblatt der Europäischen Union, Reihe C, veröffentlicht wurden.
Der dem Antrag beigefügte maßnahmenbezogene Finanzplan muss in Ausgaben und Einnahmen ausgeglichen sein und die für eine Finanzierung aus dem Gemeinschaftshaushalt in Betracht kommenden Kosten klar ausweisen.

Die Antrag stellende Einrichtung gibt alle sonstigen Quellen und Beträge der Finanzhilfen an, die sie in dem betreffenden Rechnungsjahr für dieselbe Maßnahme oder andere Maßnahmen oder im Rahmen ihrer laufenden Tätigkeiten erhält bzw. beantragt.

Der Empfänger muss den Nachweis der vorhandenen Kofinanzierung liefern, entweder durch eigene Mittel oder in Form des Transfers von Finanzierungsmitteln Dritter. Der Antragsteller muss eine ausdrückliche Zusicherung von jeder kofinanzierenden Einrichtung vorlegen, den Betrag der Mittel, die im Finanzhilfeantrag angegeben sind, für die Unternehmung bereitzustellen.
Mit der Finanzhilfe der Kommission darf der Empfänger keinen Gewinn anstreben oder erzielen. Unter Gewinn ist ein Überschuss der Einnahmen gegenüber den Ausgaben zu verstehen. Jeder Überschuss bewirkt eine entsprechende Kürzung des Finanzhilfebeitrags.

Das vom Empfänger angegebene Konto oder Unterkonto muss es erlauben, die von der Kommission überwiesenen Beträge zu identifizieren. Erzeugen die auf dieses Konto überwiesenen Beträge Zinsen oder andere vergleichbare Erträge nach dem Recht des Landes, in dem das Konto geführt wird, zieht die Kommission diese Zinsen oder Erträge ein, sofern sie aus der Vorauszahlung resultieren.

10.1 Zahlungsmodalitäten
Bei endgültiger Billigung durch die Kommission wird zwischen der Kommission und dem Empfänger eine Finanzhilfevereinbarung geschlossen, die auf Euro lautet und die Bedingungen sowie die Höhe der Finanzierung festlegt. Diese Vereinbarung (Original) ist unverzüglich zu unterzeichnen und an die Kommission zurückzusenden. Die Kommission unterzeichnet als letzte Partei. Innerhalb von 45 Tagen nach dem Datum, an dem die Vereinbarung von der letzten Partei unterzeichnet worden ist, wird an den Finanzhilfeempfänger eine Vorauszahlung von 70 % geleistet, sofern alle ggf. erforderlichen Sicherheiten vorliegen. Die Vorauszahlung soll die Liquidität des Empfängers gewährleisten. Es werden keine Zwischenzahlungen gemacht.
Nach Auswertung der Schlussberichte legt die Kommission die Höhe des an den Empfänger auszuzahlenden Restbetrags fest. Liegen die tatsächlich von der Organisation während der Projektdauer verauslagten zulässigen Kosten unter den vorgesehenen Ausgaben, berechnet die Kommission ihren Finanzierungsanteil nach den tatsächlich angefallenen Kosten; der Empfänger muss dann gegebenenfalls die von der Kommission im Rahmen der Vorauszahlungen bereits überwiesenen überschüssigen Mittel zurückerstatten.

10.2 Bescheinigung über die Kostenaufstellung und die zugrunde liegenden Vorgänge
Der zuständige Anweisungsbefugte kann nach Maßgabe der Ergebnisse seiner Risikobewertung zu jeder Zahlung die Vorlage einer Bescheinigung über die Kostenaufstellung und die zugrunde liegenden Vorgänge verlangen, die von einem zugelassenen Rechnungsprüfer bzw. bei öffentlichen Einrichtungen von einem hinreichend qualifizierten und unabhängigen Beamten ausgestellt wird. Bei Finanzhilfen zur Finanzierung von Betriebskosten oder Maßnahmen ist diese Bescheinigung dem Zahlungsantrag beizufügen. Mit der Bescheinigung wird nach dem von der Vergabebehörde festgelegten Verfahren bestätigt, dass die Kosten, die vom Empfänger in der Kostenaufstellung, auf die sich der Zahlungsantrag stützt, angegeben werden, tatsächlich angefallen, wahrheitsgetreu angegeben und gemäß der Finanzhilfevereinbarung förderfähig sind. Außer bei Pauschalfinanzierungen und Finanzierungen auf der Grundlage von Pauschaltarifen ist die Vorlage der Bescheinigung über die Kostenaufstellung und die zugrunde liegenden Vorgänge in folgenden Fällen verbindlich vorgeschrieben: für Zwischenzahlungen pro Haushaltsjahr und Zahlungen der Restbeträge bei Finanzhilfen für eine Maßnahme in Höhe von 750 000 EUR oder mehr, wenn sich der Gesamtbetrag des Zahlungsantrags mindestens auf 325 000 EUR beläuft, und für Betriebskostenzuschüsse in Höhe von 100 000 EUR und mehr.

10.3 Sicherheit

Die Kommission kann von jeder Einrichtung, die eine Finanzhilfe erhält, im Voraus die Vorlage einer Sicherheit verlangen, um die finanziellen Risiken aufgrund der Vorauszahlung zu begrenzen.
Ihr Zweck besteht darin, dass eine Bank oder ein Finanzinstitut, ein Dritter oder die übrigen Empfänger unwiderruflich selbstschuldnerisch und auf erste Anforderung für die Verbindlichkeiten des Finanzhilfeempfängers einstehen.
Die auf Euro lautende Sicherheit wird von einem zugelassenen Bank- oder Finanzinstitut mit Sitz in einem der Mitgliedstaaten der Europäischen Union gestellt. Ist der Empfänger in einem Drittland niedergelassen, so kann die Vergabebehörde eine von einem Bank- oder Finanzinstitut mit Sitz in diesem Drittland gestellte Sicherheit akzeptieren, wenn sie der Auffassung ist, dass diese die gleichen Garantien und Merkmale aufweist wie eine von einem Bank- oder Finanzinstitut mit Sitz in einem Mitgliedstaat gestellte Sicherheit.
Die Sicherheit kann durch die selbstschuldnerische Bürgschaft und mehrere Sicherheiten eines Dritten oder auch durch die gesamtschuldnerische Bürgschaft der Empfänger einer Finanzhilfe, die Partei derselben Finanzhilfevereinbarung sind, ersetzt werden.
Die Freigabe der Sicherheit erfolgt im Zuge der Verrechnung der Vorauszahlung mit den Zwischenzahlungen bzw. der Zahlung des Restbetrags, die nach Maßgabe der Finanzhilfe​vereinbarung an den Empfänger geleistet werden.
10.4 Doppelfinanzierung

Die geförderten Projekte dürfen keine sonstige gemeinschaftliche Finanzierung für die gleiche Aktivität erhalten.

10.5 Förderfähige Kosten
Förderfähige Kosten einer Maßnahme/eines Projekts sind Kosten, die dem Empfänger tatsächlich entstanden sind und folgende Kriterien erfüllen:
- sie sind während der Dauer der Maßnahme/des Projekts wie in der Finanzhilfevereinbarung angegeben tatsächlich angefallen, mit Ausnahme der Kosten in Bezug auf die Abschlussberichte und die Bescheinigungen über die Kostenaufstellung und die zugrunde liegenden Vorgänge der Maßnahme/des Projekts;
- sie stehen mit dem Gegenstand der Vereinbarung in Verbindung und sind im Finanzplan der Maßnahme/des Projekts angegeben;

- sie sind für die Durchführung der Maßnahme/des Projekts, die/das Gegenstand der Finanzhilfe ist, notwendig;

- sie sind identifizierbar sowie kontrollierbar und insbesondere in der Buchführung des Empfängers entsprechend seiner üblichen Kostenabrechnungspraxis und den im Land seiner Niederlassung geltenden Rechnungsführungsnormen erfasst; Erklärungen sind nicht zulässig;
- sie erfüllen die Anforderungen der geltenden Steuer- und Sozialversicherungsvorschriften;
- sie sind angemessen, gerechtfertigt und erfüllen die Anforderungen eines gesunden Finanz​managements, insbesondere im Hinblick auf die Wirtschaftlichkeit und die Leistungsfähigkeit.

Die internen Buchführungs- und Rechnungsprüfungsverfahren des Empfängers müssen eine unmittelbare Verknüpfung der aufgeführten Ausgaben und Einnahmen im Rahmen der Maßnahme/des Projekts mit den entsprechenden Buchungsposten und Belegen erlauben.
Förderfähige direkte Kosten
Die förderfähigen direkten Kosten der Maßnahme/des Projekts sind Kosten, die unter Beachtung der genannten Bedingungen für die Förderfähigkeit als ureigene Kosten aus der Maßnahme identifiziert werden können, in unmittelbarem Zusammenhang mit der Durchführung stehen und ihr somit unmittelbar zuzuordnen sind. Es können insbesondere die nachstehend aufgeführten direkten Kosten geltend gemacht werden, sofern sie den im vorstehenden Absatz genannten Kriterien entsprechen:
- Aufwendungen für das für die Maßnahme/das Projekt abgestellte Personal; maßgeblich sind die tatsächlichen Arbeitsentgelte zuzüglich der Sozialabgaben und weiterer in die Vergütung eingehender Kosten, sofern diese nicht die Durchschnittswerte der üblichen Gehalts- bzw. Lohnpolitik des Empfängers bzw. seiner Partner überschreiten. Anmerkung: Bei diesen Kosten muss es sich unbedingt um dem Empfänger tatsächlich entstandene Kosten handeln. Personalkosten anderer Einrichtungen sind nur förderfähig, wenn sie vom Empfänger unmittelbar gezahlt oder erstattet werden;
- Aufenthaltskosten des an der Maßnahme/dem Projekt beteiligten Personals (etwa für Sitzungen, europäische Begegnungen usw.), soweit diese die von der Kommission jährlich gebilligten Sätze nicht übersteigen
 (die Gemeinschaftssätze sind unter folgender Adresse im Internet zu finden): 

http://ec.europa.eu/culture/eac/index_en.html
- Reisekosten des an der Maßnahme/dem Projekt beteiligten Personals (etwa für Sitzungen, europäische Begegnungen usw.), soweit diese angemessen und gerechtfertigt sind und die Anforderungen eines gesunden Finanzmanagements, insbesondere im Hinblick auf die Wirtschaftlichkeit und die Leistungsfähigkeit, erfüllen;
- Kosten für den Erwerb von Ausrüstungsgegenständen (neu oder gebraucht), sofern die betreffenden Güter gemäß den für den Empfänger und solche Güter geltenden Steuer- und Buchführungsvorschriften abgeschrieben werden. Die Kommission berücksichtigt nur den Teil der Abschreibung, der der Laufzeit der Maßnahme/des Projekts sowie der tatsächlichen Nutzungsquote entspricht (33 % pro Jahr), es sei denn, die Art und/oder die Rahmenbedingungen der Nutzung rechtfertigen eine andere Kostenübernahme durch die Kommission;
- Kosten für Betriebsmittel, sofern diese identifizierbar sind und für die Maßnahme/das Projekt eingesetzt werden;
- Kosten aus anderen Aufträgen, die der Empfänger oder seine Partner für die Zwecke der Durchführung der Maßnahme/des Projekts vergeben, soweit die Bedingungen der Finanzhilfe​vereinbarung eingehalten werden;
- Kosten, die sich unmittelbar aus Anforderungen im Zusammenhang mit der Durchführung der Maßnahme/des Projekts ergeben (Informationsverbreitung, spezifische Evaluierung der Maßnahme/des Projekts, Rechnungsprüfungen, Übersetzungen, Vervielfältigung usw.), gegebenenfalls einschließlich der Kosten für Finanzdienstleistungen (insbesondere Kosten für Sicherheitsleistungen).

Förderfähige indirekte Kosten (Verwaltungskosten)
- Indirekte Kosten sind in Höhe eines auf 7 % der förderfähigen direkten Kosten der Maßnahme begrenzten Pauschalbetrags förderfähig; es handelt sich um die allgemeinen Verwaltungs​kosten des Empfängers, die als projekt-/maßnahmenbezogen betrachtet werden können.
Indirekte Kosten sind förderfähig, sofern sie keine Kosten enthalten, die unter einer anderen Rubrik des Finanzplans verbucht sind.
Die indirekten Kosten sind nicht förderfähig, falls der Empfänger bereits anderweitig einen Betriebskostenzuschuss von der Europäischen Kommission erhält.
10.6 Nicht förderfähige Kosten

Folgende Kosten sind nicht förderfähig:
· Ausgaben, die vor Unterzeichnung des Vertrags zwischen der Kommission und der für die Organisation und Ausrichtung des Preises ausgewählten Einrichtung angefallen sind (unbeschadet der Bestimmungen von Abschnitt 3);
· Kosten für eingesetztes Kapital;
· Verbindlichkeiten und damit verbundene Kosten;
- Rückstellungen für Verluste oder eventuelle spätere Verbindlichkeiten;


- Zinsaufwendungen;


- notleidende Forderungen;


- Wechselkursverluste;

- Mehrwertsteuer, es sei denn, der Empfänger weist nach, dass sie ihm gemäß der geltenden Landesgesetzgebung nicht erstattet wird;
- Kosten, die im Rahmen einer anderen Maßnahme oder eines Arbeitsprogramms angegeben und gefördert werden, wenn für diese Maßnahme oder dieses Arbeits​programm eine Finanzhilfe der Gemeinschaft bereitgestellt wird;

- unangemessene oder unnötige Ausgaben;

- Sachleistungen (z. B. ganz oder teilweise eingebrachte Grundstücke und Immobilien, langlebige Investitionsgüter, Rohstoffe sowie unentgeltliche ehrenamtliche Tätigkeiten). 

11. UNTERVERGABE UND AUFTRAGSVERGABE

Erfordert die Durchführung der Maßnahme/des Projekts die Vergabe von Unteraufträgen, so erteilen der Empfänger und gegebenenfalls seine Partner unter Beachtung der Grundsätze der Transparenz und der Gleichbehandlung der potenziellen Auftragnehmer dem wirtschaftlich günstigsten Angebot, d. h. dem Angebot mit dem besten Preis-Leistungs-Verhältnis, den Zuschlag; dabei tragen sie dafür Sorge, dass es nicht zu einem Interessenkonflikt kommt. Die Untervergabe ist auf ca. 30 % der förderfähigen Mittel beschränkt.

12. VERÖFFENTLICHUNG UND VERBREITUNG/NUTZUNG DER ERGEBNISSE
12.1 Kommission – Verpflichtung zur Veröffentlichung und Verbreitung/Nutzung der Ergebnisse
Alle innerhalb eines Rechnungsjahrs gewährten Finanzhilfen müssen im ersten Halbjahr des auf den Abschluss des Haushaltsjahrs, in dem sie gewährt worden sind, folgenden Jahres auf der Website der Gemeinschaftsinstitutionen veröffentlicht werden. Die entsprechenden Informationen können ferner auf jede andere geeignete Art und Weise veröffentlicht werden, so auch im Amtsblatt der Europäischen Union.
Mit Zustimmung des Finanzhilfeempfängers (und soweit dies nicht die Sicherheit des Finanzhilfeempfängers gefährdet oder seine Geschäftsinteressen beeinträchtigt) werden folgende Informationen veröffentlicht:

- Name und Anschrift des Finanzhilfeempfängers
- Gegenstand der Finanzhilfe
- Zuschussbetrag und Finanzierungsrate

- Inhalt der Aktion
- Abschlussbericht einschließlich Erfolgsbilanz
- alle Arten von Belegmaterial wie Fotografien, Berichte, Pressemitteilungen, Website, Beur​teilungsberichte der Besucher/der Öffentlichkeit, Ton- und Filmaufnahmen usw., die die Ergebnisse des Projekts belegen.
12.2 Empfänger – Verpflichtung zur Veröffentlichung und Verbreitung/Nutzung der Ergebnisse

Die Empfänger sind gehalten, in jeder Veröffentlichung oder anlässlich von Maßnahmen, für die die Finanzhilfe verwendet wird, den Beitrag der Europäischen Union deutlich zu nennen.

Ferner sind die Empfänger gehalten, in allen Veröffentlichungen, Aushängen, Programmen und anderen Produkten im Rahmen des kofinanzierten Projekts den Namen und das Logo der Europäischen Kommission deutlich sichtbar aufzuführen. Hierzu verwenden sie die von der Kommission vorgegebene grafische Gestaltung und das Logo.
Die Empfänger müssen auf die bei der Durchführung der mit EU-Unterstützung realisierten Maßnahme erzielten Ergebnisse deutlich hinweisen und dazu die effizientesten Kommunikations​mittel (Fotos, Pressemitteilungen, Ton- und Filmaufnahmen, Websites usw.) verwenden. Nachweise für diese Hinweise müssen im Abschlussbericht enthalten sein, und die Kommission muss über die positiven Auswirkungen des Projekts informiert werden.
Zu beachten ist, dass die Finanzhilfe gekürzt werden kann, wenn:

- die genannten Anforderungen nicht im vollen Umfang erfüllt werden und/oder

- die Verbreitung/Veröffentlichung der Maßnahme gemäß Abschlussbericht nicht wie im Antrag beschrieben erfolgt.

13. DATENSCHUTZ
Alle personenbezogenen Daten (Namen, Adressen, Lebensläufe usw.) werden gemäß der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr verarbeitet.
 

Die Antworten auf die Fragen des Formulars werden zur Bewertung Ihres Finanzhilfeantrags benötigt und ausschließlich zu diesem Zweck durch die für das Programm gemeinschaftlicher Beihilfen zuständige Dienststelle verarbeitet. Auf Anfrage können Sie sich Ihre persönlichen Daten zusenden lassen und sie berichtigen oder ergänzen. Bei Fragen zu diesen Daten wenden Sie sich bitte an die Abteilung der Kommission, an die der Antrag zurückzusenden ist. Die Empfänger können jederzeit gegen die Verarbeitung ihrer persönlichen Daten beim Europäischen Datenschutzbeauftragen Beschwerde einlegen.
14. ANTRAGSVERFAHREN
14.1
Veröffentlichung

Die Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen wird im Amtsblatt der Europäischen Union und auf der Website der Generaldirektion Bildung und Kultur unter nachstehender Adresse veröffentlicht: 

http://ec.europa.eu/culture/eac/index_en.html
14.2
Antragsformular
Der Finanzhilfeantrag ist auf dem hierfür vorgesehenen Formular in einer der Amtssprachen der Europäischen Union zu stellen. Zur Beschleunigung des Bewertungsverfahrens wird den Antragstellern jedoch empfohlen, den Antrag in deutscher, englischer oder französischer Sprache einzureichen.
Dabei ist zu beachten, dass handschriftliche Anträge nicht berücksichtigt werden.
Das Antragsformular ist im Internet abrufbar unter:
http://ec.europa.eu/culture/eac/index_en.html
Es kann auch auf dem Postweg bei folgender Anschrift angefordert werden:

Europäische Kommission – Generaldirektion Bildung und Kultur

Direktion C

Referat C2 – Kultur

MADO – 17/53
B–1049 Brüssel
Belgien

Pro Anforderung wird jeweils ein Exemplar zugeschickt.
14.3
Einreichung des Finanzhilfeantrags
Der Antrag ist der Kommission bis spätestens 15. Oktober 2008 zu übermitteln.
Es werden nur Anträge berücksichtigt, die auf dem hierfür vorgesehenen vollständig ausgefüllten und datierten Formular gestellt werden und die einen ausgeglichenen Finanzplan (Einnahmen/Ausgaben) aufweisen. Der Antrag ist in zwei Originalfassungen mit der Unterschrift des bevollmächtigten Vertreters der Antrag stellenden Einrichtung einzureichen.
Sämtliche zusätzlichen Informationen, die der Antragsteller als notwendig erachtet, können auf getrennten Blättern vorgelegt werden.
Anträge, die nicht alle notwendigen Unterlagen in den geforderten Sprachen enthalten und nicht fristgemäß eingehen, werden nicht berücksichtigt.
Der Antrag ist wie folgt zu übermitteln:
· entweder per Einschreibebrief an folgende Anschrift (es gilt das Absendedatum, das Datum des Poststempels oder das Datum der Quittung des Postamts):
Europäische Kommission – Generaldirektion Bildung und Kultur

Direktion C

Referat Kultur – (AUFFORDERUNG EAC09/2008 – EBBA)


MADO – 17/44
B–1049 Brüssel

Belgien
· oder durch Abgabe der Unterlagen gegen datierte und unterzeichnete Empfangsbestätigung bei der nachstehenden Adresse (Öffnungszeiten Mo.-Fr. 8:30-17:00 Uhr) durch den Antragsteller selbst oder einen bevollmächtigten Vertreter:

Europäische Kommission
Avenue du Bourget 1
B-1140 Brüssel
Belgien
Auf dem Umschlag sind ausdrücklich die Adresse des Referats „Kultur“ (MADO 17/44) sowie die Referenz der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen (AUFFORDERUNG EAC 09/2008 – EBBA) anzugeben.
- Bei Sendungen, die per Kurierdienst eingesandt werden, ist folgendes Datum maßgeblich:
(a)
das Datum der Abgabe durch den Antragsteller bei dem Kurierdienst, belegt durch die datierte und unterzeichnete Empfangsbestätigung des Kurierdienstes,
(b)
oder, falls auf dem entsprechenden Formular kein Datum angegeben ist, das Datum der Einlieferung bei der Kommission gemäß dem von der Kommission ausgestellten Beleg.
Per Telefax oder E-Mail eingereichte Anträge werden nicht angenommen.
Nachträgliche Änderungen der Antragsunterlagen sind nicht zulässig. Sind jedoch einzelne Punkte zu klären, kann die Kommission sich an den Antragsteller wenden.
Den Antragstellern geht innerhalb von 15 Arbeitstagen eine Empfangsbestätigung zu.
Für eine Finanzhilfe werden nur Anträge in Betracht gezogen, die die Kriterien für die Förderfähigkeit erfüllen. Antragsteller, deren Antrag als nicht annehmbar eingestuft wurde, werden über die Gründe für die Ablehnung informiert.
Antragsteller, deren Antrag abgelehnt wurde, werden darüber schriftlich in Kenntnis gesetzt.
Die ausgewählten Anträge werden einer finanziellen Analyse unterzogen, in deren Verlauf die Kommission bei den Projektverantwortlichen ergänzende Informationen sowie gegebenenfalls weitere Sicherheiten verlangen kann.
14.4
Relevante Rechtsvorschriften
· Geänderte Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften
· Geänderte Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2342/2002 der Kommission vom 23. Dezember 2002 mit Durchführungsbestimmungen zu der oben genannten Verordnung des Rates
· Beschluss Nr. 1855/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über das Programm „Kultur“. 

14.5
Kontakt
Die für diese Aufforderung zuständige Stelle innerhalb der Europäischen Kommission ist das Referat „Kultur“ (Generaldirektion Bildung und Kultur).
Kontaktpersonen:
James-Joseph Cassidy – 32 2 29 97955 – james-joseph.cassidy@ec.europa.eu oder

Antonio Farrauto – 32 2 29 87736 – antonio.farrauto@ec.europa.eu
Anhänge:
- Antragsformular



- Leitfaden für Antragsteller



- Mustervertrag

� Beschluss Nr. 1855/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12.12.2006 (ABl. L 372 vom 27.12.2006).


� Artikel 167 der Verordnung mit Durchführungsbestimmungen (DV). 


� Artikel 112 der Haushaltsordnung (HO).


� Artikel 113, 167 und 172 DV.


� Artikel 114 HO, Artikel 174 DV. Der Anweisungsbefugte kann, abhängig von seiner Risikoanalyse, die in Artikel 134 DV genannten Nachweise fordern.


� Artikel 115 Absatz 1 HO, Artikel 176 DV.


� Artikel 173 Absatz 2 DV.


� Artikel 176 Absatz 2 DV.


� Artikel 176 Absatz 4 DV.


� Artikel 173 Absatz 3 DV.


� Artikel 173 Absatz 5 DV.


� Artikel 109 Absatz 2 HO, Artikel 165 DV.


� Artikel 180 Absatz 2 DV. 


� Artikel 111 HO, Artikel 170 und 173 DV.


� Artikel 181 Absatz 1 DV.


� Artikel 120 HO, Artikel 184 DV.


� Artikel 110 HO, Artikel 169 DV.


� ABl. L 8 vom 12.1.2001.


� Artikel 110 HO, Artikel 166 und 167 DV.
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